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Beschluss des SPD-Parteivorstandes am 24. September 2001

Antrag des Parteivorstandes 

(auf Initiative des Kulturforums der Sozialdemokratie; Vorsitzender Wolfgang Thierse, stellvertretender Vorsitzender Julian Nida-Rümelin)

Für eine gestaltende Kulturpolitik

1.

Kultur ist kein Selbstzweck, sondern ein unverzichtbares gesellschaftliches Gut, ebenso wie der Sozialstaat und das friedliche Zusammenleben der Menschen. Die Auseinandersetzung mit Kunst und Kultur fördert die Vielfalt unseres Lebens, bringt grundlegende Werte zum Ausdruck, schärft den Blick für soziale Teilhabe und ist Teil von Emanzipation und Persönlichkeitsentwicklung, von individueller Freiheit, Sinn- und Selbstbestimmung.

Der Kultur kommt heute, in einer Phase tiefgreifender wirtschaftlicher und sozialer Umbrüche, besondere Bedeutung zu. Sie trägt dazu bei, konkrete Visionen zu entwickeln, die unserer Gesellschaft ein humanes Gesicht geben. Kunst und Kultur schaffen Räume für den Menschen jenseits der marktgemäßen Rollen als Arbeitskraft und Konsument. Kultur ist ein zentraler Aspekt gesellschaftlicher Reform- und Zukunftsfähigkeit. 

Die Sozialdemokratie verstand sich in der Tradition von Humanismus und Aufklärung von Beginn an auch als Kulturbewegung. Als Partei der Gerechtigkeit hat sie sich immer gegen Ausgrenzung und Ausbeutung gestellt. Die SPD ist für die Freiheit von Kunst und Kultur eingetreten, für die Förderung und Ermöglichung künstlerischen Schaffens, sie hat eine eigene demokratische Arbeiterkultur begründet und sie hat sich dafür eingesetzt, dass allen Menschen gleichermaßen Zugänge zu Bildung und kulturellem Reichtum eröffnet werden. Dieses sozialdemokratische Grundverständnis gilt nach wie vor – das Grundsatzprogramm der SPD beschreibt das Ziel der freien, gerechten und solidarischen Gesellschaft daher auch als „neue Kultur des Zusammenlebens und Zusammenwirkens“. Vor dem Hintergrund des tiefgreifenden Wandels der Gesellschaft müssen diese kulturpolitischen Leitideen der Sozialdemokratie aber jeweils neu ausgestaltet und mit Inhalten gefüllt werden. Ohne diese Form von Auseinandersetzung würden sie ihre Gestaltungskraft verlieren; ein Bezug zur Lebenswirklichkeit der Bürgerinnen und Bürger wäre nicht mehr gegeben.

In der mit dem Namen Willy Brandts verknüpften Zeit innerer Reformen kam es zu einem kulturpolitischen Aufbruch mit einem starken politischen Engagement von Künstlern und Künstlerinnen sowie Intellektuellen. Die neue Kulturpolitik der 70er Jahre trug unübersehbar eine sozialdemokratische Handschrift. Ihre Ausrichtung war primär eine soziale: Mit der maßgeblich  von Hilmar Hoffman geprägten Perspektive "Kultur für alle" ging es in erster Linie um die Verallgemeinerung kultureller Teilhabe. Dieser programmatische Ansatz war überaus erfolgreich. Die Öffnung der etablierten Kulturinstitutionen für breite Schichten gelang in beeindruckendem Maße.

Die 80er und 90er Jahre waren vom Aufkommen des wirtschaftlichen Neoliberalismus, des geistig-politischen Neokonservatismus und einer angespannten Situation der öffentlichen Haushalte gekennzeichnet. Diese Konstellation hat die Erfolge des Programms "Kultur für alle" nicht rückgängig machen können, aber doch die Kulturpolitik insgesamt in die Defensive gebracht. Viele Künstlerinnen und Künstler, viele Intellektuelle zogen sich aus dem öffentlichen Diskurs zurück. Kunst und Kultur wurde immer deutlicher auf einen wirtschaftlichen Standortfaktor reduziert: Die kritischen Stimmen von Künstlerinnen, Künstlern und Intellektuellen fanden weniger Gehör. Die neoliberale Ideologie verkürzte das Menschenbild auf seine ökonomische Dimension.

Nicht zuletzt mit dem Regierungswechsel von 1998 gelang es, diesen Trend zu wenden. Es ist das eingetreten, was die SPD in ihrem Wahlprogramm gefordert hat: Die kritische Intelligenz mischt sich verstärkt in öffentliche Diskurse ein, der geistige Mehltau ist abgeschüttelt, es gibt eine neue Offenheit von Politik und Kultur. Künstlerinnen und Künstler sowie Intellektuelle stehen wieder mehr zu ihrer gesellschaftlichen Verantwortung und finden Ansprechpartner - auf Bundesebene in der neuen Regierung, aber auch vor Ort in den regionalen Kulturforen der Sozialdemokratie. Sozialdemokratische Politik weiß, dass sie die kritische Einmischung und kreative Ergänzung braucht, um die Probleme von morgen zu erkennen und Lösungen abzuwägen.

2.

Zu der Trendwende hat auch beigetragen, dass ein Ausschuss für Kultur und Medien im Deutschen Bundestag eingerichtet worden ist und dass die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung der Kultur in der Bundespolitik durch die Berufung eines Beauftragten für Angelegenheiten der Kultur und der Medien im Amt eines Staatsministers beim Bundeskanzler einen größeren Stellenwert gegeben hat. Die in der Koalitionsvereinbarung festgelegten kulturpolitischen Maßnahmen sind von Bundestag und Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Ländern zügig umgesetzt worden:

- Die Verbesserung der Lage der Künstlerinnen und Künstler ist der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen: Die Novellierung der Künstlersozialversicherung und die noch für diese Legislaturperiode vorgesehene Reform des Urhebervertragsrechtes sind hierzu erste wichtige Schritte. 

- Die Bundesregierung hat sich zur verstärkten Förderung kultureller Einrichtungen bekannt, nicht zuletzt in den neuen Ländern und in der Hauptstadt Berlin.

- Nach breiter und offener Diskussion kann nun das Denkmal für die ermordeten Juden Europas auf der Grundlage des Bundestagsbeschlusses vom 25. Juni 1999 errichtet werden. In Kooperation mit den Ländern wurde ein Konzept für die Gedenkstättenarbeit in Deutschland vorgelegt.

- Durch die Reform des Stiftungssteuerrechts haben Bundesregierung und Bundestag Mäzenen und Stiftern neue Möglichkeiten eröffnet. Mit der Reform werden zivilgesellschaftliche Strukturen ausgebaut, auf die eine lebendige Kultur angewiesen ist.

- Orientiert am Ziel der Erhaltung einer pluralistischen Medienlandschaft und der Stärkung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist eine Novellierung der Medienordnung eingeleitet worden.

- Die Bundesregierung hat in schwierigen Verhandlungen erreicht, dass die EU-Kommission die Buchpreisbindung im Rahmen nationaler Regelungen akzeptiert. Die in der anschließend verabschiedeten Novelle des deutschen Wettbewerbsgesetzes enthaltene Reimportklausel legt fest, dass die Wiedereinfuhr preisgebundener Bücher aus dem Ausland unzulässig ist, wenn ihr alleiniger Zweck die Umgehung der Preisbindung ist. Um die Position des Buches als Kulturgut zu stärken, werden wir ein Gesetz zur Buchpreisbindung vorbereiten.

- Durch neue Fördermaßnahmen konnte der deutsche Film vor allem unter kulturellen Aspekten gestärkt werden. Die Sozialdemokratie strebt eine weitgehende Reform der deutschen Filmförderung in Kooperation von Bund und Ländern an.

- Dank gemeinsamer Anstrengungen von Kommunen, Ländern und Bund sind –trotz der angespannten Lage der öffentlichen Haushalte -  wesentliche Schritte zum Erhalt des kulturellen Reichtums Ostdeutschlands unternommen worden.

- Mit der Neukonzeption ist die Auswärtige Kulturpolitik als 3. Säule der Außenpolitik fortentwickelt worden. Es geht dabei um die Anpassung der Mittlerorganisationen an die Bedingungen der Medien- und Kommunikationsgesellschaft und die Ermöglichung von mehr Flexibilität und Effizienz. Ein Schwerpunkt liegt aber auch auf den inhaltlichen Herausforderungen, die sich im Zuge der Globalisierung stellen. Zentral sind hier die Aspekte Dialog der Kulturen, Demokratieförderung, Verwirklichung der Menschenrechte und Nachhaltigkeit des Wachstums.

3.

Die SPD hat sich zur kulturpolitischen Verantwortung des Bundes bekannt. Zwischen diesem Bekenntnis und dem Bekenntnis zum Kulturföderalismus besteht kein Widerspruch. Kultur ist in Deutschland seit Jahrhunderten immer zugleich gesamtstaatlich und regional orientiert. Wir brauchen daher beides: die in der föderalen Ordnung zum Ausdruck kommende Anerkennung der Multizentralität kultureller Entwicklungen und die Anerkennung der nationalen Dimension von Kultur. Gerade der Förderung von Kunst und Kultur in wirtschaftlich weniger entwickelten Regionen kommt besondere Bedeutung zu. So verbessert der Erhalt seines kulturellen Erbes die Zukunftschancen Ostdeutschlands. Eine gute Entwicklung des Kulturföderalismus verlangt eine fruchtbare Kooperation von Bund, Ländern und Gemeinden. Kooperation ist mit klarer Verantwortungsteilung nicht nur vereinbar, sondern setzt sie vielmehr voraus. Ohne das Engagement der Länder und der Kommunen wäre die faszinierende kulturelle Vielfalt Deutschlands nicht möglich. Sie tragen nach wie vor je zur Hälfte etwa 90 Prozent der staatlichen Förderung von Kunst und Kultur; der Etat des Beauftragten der Bundesregierung für Angelegenheiten der Kultur und der Medien macht nur rund 10 Prozent der staatlichen Kulturausgaben aus.

Die Schwerpunkte der Kulturpolitik des Bundes liegen im ordnungspolitischen Bereich, in der Förderung kultureller Einrichtungen von nationaler Bedeutung, in der Hauptstadtkultur, in der kulturellen Infrastruktur in den neuen Ländern und in der Auswärtigen Kulturpolitik. Die Darstellung des Deutschlandbildes im Ausland wird durch Institutionen wie die Deutsche Welle, den wissenschaftlichen und künstlerischen Austausch und die Arbeit der Goethe Institute – Inter Nationes mitbestimmt. Auf Grund der Gesetzgebungskompetenz des Bundes, die die Rahmenbedingungen für die kulturelle Entwicklung in Deutschland festlegt – vom Stiftungssteuerrecht bis zur Künstlersozialversicherung - und der Zuständigkeit für die Außenpolitik ist der Deutsche Bundestag auch ein eminent kulturpolitischer Akteur. Auf der Grundlage der Koalitionsvereinbarung haben die Regierungsfraktionen im Bereich der Ordnungspolitik wesentliche Verbesserungen der Rahmenbedingungen künstlerischer Arbeit durchgesetzt und neue Schwerpunkte in der Auswärtigen Kulturpolitik festgelegt.

4.

Die aktuelle Bedeutung der Kultur für sozialdemokratische Politik basiert auf der Anerkennung der Eigenständigkeit des Kulturellen. Dies beinhaltet – so wichtig Standortüberlegungen sind - eine Rechtfertigung der Förderung von Kunst um ihrer selbst willen. Kultur darf nicht instrumentalisiert werden. Wenn Kultur ein integrales Element gesellschaftlicher Interaktion ist, hat dies zur Konsequenz, dass Kulturpolitik sich nicht auf Ressortpolitik begrenzen lässt, sondern eine Querschnittsaufgabe von hoher Bedeutung ist. 

Ein Leitbegriff für diese Querschnittsaufgabe ist der der Integration. Die bereits erfolgte bzw. die unleugbar noch notwendige Zuwanderung in die Bundesrepublik Deutschland stellt die Gesellschaft in hohem Maße auch vor eine kulturelle Aufgabe. Wohlverstandene Integration ist zu unterscheiden von Assimilation mit dem  - oft unausgesprochenen - Ziel, dass die Zugewanderten sich möglichst in nichts mehr von den Deutschen unterscheiden sollten. Und ein angemessener Begriff von Integration verlangt auch Distanz gegenüber romantischen Auffassungen des Multikulturalismus, die für ein unverbundenes Nebeneinander verschiedener Kulturen plädieren. Weder Assimilation noch Segregation, sondern Integration und damit Kommunikation und Kooperation zwischen allen Individuen sind Voraussetzungen für ein friedliches Zusammenleben aller Bürgerinnen und Bürger in einer zivilgesellschaftlich verfassten Demokratie. Dieses Miteinander setzt aber voraus, dass die Vielzahl der Kulturen in Deutschland als gleichwertig anerkannt werden.

Kultur ist als Identitätsanker der einzelnen Menschen, wie der Gesellschaft insgesamt, gerade in Zeiten forcierter Globalisierung wichtiger geworden. Angesichts der dramatischen Veränderungsprozesse, in denen wir uns befinden, gibt es ein erhebliches Bedürfnis nach Vergewisserung, nach Verständigung und nach Identitätsbildung. Kunst und Kultur sind ihrer Geschichte und ihrem inneren Wesen nach der Ort, an dem genau diese Fragen diskutiert und reflektiert werden können.

Die menschenwürdige Gestaltung der Globalisierung, die mentale Bewältigung des tiefgreifenden Umbruches in Ostdeutschland, aber auch die mit der digitalen Revolution einhergehenden neuen Arbeits- und Lebensverhältnisse brauchen eine entfaltete Kulturgesellschaft, die der Orientierungslosigkeit angesichts des Schwindens einfacher und nationaler Problemlösungen entgegenwirkt und verhindern hilft, dass rechtes und antidemokratisches Gedankengut das geistige Vakuum auffüllt. 

In diesem Zusammenhang kommt auch der Politik der Europäischen Union eine besondere Verantwortung zu. Ein wirtschaftlich und politisch geeintes Europa müßte ohne kulturelle Identifikation ein Torso bleiben. Beides, was Europa auszeichnet, die 2000 Jahre alten geistigen Wurzeln und Gemeinsamkeiten, sowie die enorme kulturelle Vielfalt und Unterschiedlichkeit, sind  für die Menschen in Europa erfahrbar und erlebbar zu machen, unbeschadet der nationalen bzw. regionalen Kulturhoheit.  Ein kultureller Dialog, auf allen politischen Ebenen, von der Kommune bis hin zur Europäischen Union, ist im übrigen die beste Antwort auf rassistische und nationalistische Tendenzen.

Das Bekenntnis zur Kulturnation geht über eine reine Verfassungsverpflichtung hinaus. Eine moderne Kulturnation definiert sich nicht durch Abgrenzung, sondern durch einen grundlegenden Konsens über die in einer Gesellschaft geltenden Regeln der Kooperation, der Toleranz und der Interaktion allgemein. Diese Übereinkunft muss die Anerkennung der Vielfalt kultureller Prägungen und individueller Lebensformen beinhalten. Auch kulturelle Minderheiten müssen sich in der Kunst wie in der Alltagskultur wiederfinden können. Das Medium der Bildenden Kunst, des Theaters, der Literatur, des Films, des Tanzes, der Musik und natürlich auch der Sprache ist wie kaum ein anderes geeignet, die eigene kulturelle Identität in Relation zu anderen Lebensformen zu setzen und sich dabei des Eigenen bewusst zu werden. Es ist Aufgabe der Auswärtigen Kulturpolitik, auch im Ausland solche Prozesse zu begleiten und die Unterschiede ebenso wie die Gemeinsamkeiten unterschiedlicher Kulturen herauszustellen.

Die kulturelle Identität Deutschlands setzt ein differenziertes Bild der eigenen Geschichte voraus. Ohne Verbindung zur Vergangenheit, ohne historisches Bewusstsein kann es kein gemeinsames Verständnis von Fortschritt und letztlich auch keine demokratische Zivilgesellschaft geben. Ein Schwerpunkt der Kulturpolitik des Bundes liegt daher auf der Erinnerungskultur und der Pflege des Geschichtsbewusstseins.

Sozialdemokratische Kulturpolitik in den Kommunen, in den Ländern und im Bund bleibt diesen Zielen verpflichtet: Offenheit für das Neue, gleichermaßen Pflege der kulturellen Traditionen, zudem der Freiheit der Kultur und der möglichst allgemeinen Teilhabe am kulturellen Reichtum.

5.

Die SPD wird Sorge dafür tragen, dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die kulturelle Entwicklung weiter verbessert werden. Ordnungspolitische Aufgaben fallen in erster Linie in die Kompetenz des Bundes. Ihre Lösung liegt aber im gemeinsamen Interesse von Kommunen, Ländern und Bund, denn die Kultur in Deutschland insgesamt ist auf günstige Rahmenbedingungen angewiesen.

Unsere ordnungspolitischen Forderungen sind insbesondere:

· die übermäßige Besteuerung ausländischer Künstlerinnen und Künstler, die für den Rückgang des Kulturaustausches um ein Drittel verantwortlich ist, umgehend (zum Beispiel durch eine Freigrenze mit einem Progressionstarif) zu korrigieren,

· weitere Verbesserungsmöglichkeiten zu prüfen, die im Steuerrecht und dem Sozialhilferecht der besonderen Situation von Künstlerinnen und Künstlern Rechnung tragen,

· darüber hinaus nach Wegen zu suchen, lebende, noch nicht etablierte Künstlerinnen und Künstler dadurch zu fördern, dass Anreize zum Ankauf ihrer Werke geschaffen werden und 

· bei aller Anerkennung der notwendigen Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung keine weiteren Einsparungen bei der Auswärtigen Kulturpolitik vorzunehmen und ihre Strukturen weiterzuentwickeln, um alle Chancen zu nutzen, das Bild Deutschlands im Ausland zeitgemäß und weltoffen zu präsentieren und den Dialog der Kulturen zu ermöglichen.

Darüber hinaus sollten die folgenden ordnungspolitischen Forderungen so bald wie möglich umgesetzt werden: 

· die zweite, zivilrechtliche Stufe der Stiftungsrechtsreform,

· die Weiterentwicklung des Künstlergemeinschaftsrechts,

· die Stärkung der Position der Urheberinnen und Urheber durch eine Reform des Urhebervertragsrechts,

· die Sicherung der Vielfalt der Buchkultur durch ein nationales Gesetz zur Buchpreisbindung,

· die Verbesserung der medialen Außenrepräsentanz Deutschlands auch durch eine Neuorientierung und Neuorganisation der Deutschen Welle und

· die Novellierung der Filmförderung.

Mit der geplanten Errichtung einer Kulturstiftung der Bundesrepublik Deutschland, vorzugsweise in gemeinsamer Trägerschaft des Bundes und der Länder (das heißt unter Einbeziehung der Kulturstiftung der Länder) sollen national bedeutsame kulturelle Projekte gefördert werden. Es geht dabei vorrangig um

- das Bewahren und Vermitteln von Leistungen und Werken der Künste und der Kultur in Deutschland,

- die Förderung kultureller Innovation und zeitgenössischer künstlerischer Entwicklungen im internationalen Kontext,

- die Überbrückung kultureller Grenzen und die kulturelle Integration von zugewanderten Minderheiten,

- die kulturelle Kooperation und den kulturellen Austausch zwischen In- und Ausland.

Die Stiftung soll nicht nur von Seiten des Staates, sondern auch von der Bürgerschaft und der Wirtschaft unterstützt werden. Mit ihrer Etablierung würde eine Idee realisiert, die letztlich auf Initiativen von Willy Brandt und Günter Grass in den siebziger Jahren zurückgeht.

Die SPD will die kulturelle Dimension in der europäischen Zusammenarbeit stärken. Ihr kulturpolitisches Engagement wird in Zukunft vermehrt der Schaffung einer europäischen Öffentlichkeit gelten. Seit dem Vertrag von Maastricht ist Kulturpolitik als Querschnittsaufgabe festgeschrieben, eine Art „Kulturverträglichkeitsprüfung“ für alle Politikbereiche wurde vorgeschrieben. Im Zeitalter globaler Vernetzung werden die herkömmlichen Grenzen zunehmend durch die grenzenlosen Möglichkeiten der Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft übersprungen.  Die SPD wird sich auf der europäischen Ebene mit Nachdruck dafür einsetzen, selbstbewusste Formen der kulturellen Integration bei Wahrung der kulturpolitischen Eigenständigkeit zu entwickeln.

Mit ihrem neuen Grundsatzprogramm wird sich die SPD – geleitet nicht zuletzt von einem wohlverstandenen Begriff der Integration – für eine gestaltende Kulturpolitik als genuine Querschnittsaufgabe einsetzen. Zentrale Zukunftsaufgaben wie die Gestaltung einer nachhaltigen Entwicklung sind auch kulturelle Herausforderungen. Gesellschaftliche, ökologische, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung bleiben in einem komplexen Prozess aufeinander bezogen. Sozialdemokratische Politik muss dem gerecht werden mit Gestaltungsanspruch, Wertorientierung und Urteilskraft.

1 IF   <> 1  ...   

10 IF   <> 10  ...   


